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Satzung 
für die öffentliche Entwässerungsanlage 

der Verwaltungsgemeinschaft Walderbach 
 

Vom 14. Dezember 2006 
 
 
 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 und 3 der Gemeinde-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2006 
(GVBl S. 405) sowie Art. 41 b Abs. 2 Satz 1 des Bayer. Wassergesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1994 (GVBl S. 822, BayRS 753-1-UG), zu-
letzt geändert durch Art. 24 des Gesetzes vom 26. Juli 2005 (GVBl S. 287) erlässt 
die Verwaltungsgemeinschaft Walderbach folgende Satzung:  
 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft betreibt zur Abwasserbeseitigung nach dieser Sat-
zung eine Entwässerungsanlage als öffentliche Einrichtung im Mischwassersys-
tem oder im Schmutzwassersystem für das Gebiet der Ortschaften Walderbach, 
Kirchenrohrbach, Dieberg, Katzenrohrbach, Stockhof, Abtsried, Reichenbach, 
Kienleiten, Heimhof, Linden, Sonnhof. 

 
(2) Art und Umfang der Entwässerungsanlage bestimmt die Verwaltungsgemein-

schaft. Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Ergänzung, Veränderung oder Be-
trieb der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen besteht nicht. 

 
(3) Zur Entwässerungsanlage der Verwaltungsgemeinschaft gehören auch die im 

öffentlichen Straßengrund liegenden Grundstücksanschlüsse. 
 
(4) Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst das Sammeln, Fortlei-

ten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser 
(Schmutz- bzw. Niederschlagswasser). 

 
(5) Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels zentraler Kanalisations- und Abwasser-

reinigungsanlage im Trenn- oder Mischverfahren (zentrale Abwasserbeseitigungs-
einrichtung). 

 
(6) Die Verwaltungsgemeinschaft kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise 

durch Dritte vornehmen lassen. 
 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 

(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und 
einem gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, 
das eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um meh-
rere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts 
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handelt. Soweit rechtlich verbindliche planerische Vorstellungen vorhanden sind, 
sind diese zu berücksichtigen. 

 
(2) Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gel-

ten auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks ding-
lich Berechtigte, Nießbraucher und solche Personen, die die tatsächliche Gewalt 
über eine bauliche Einrichtung oder ein Grundstück ausüben. Von mehreren ding-
lich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuld-
ner. 

 
 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften verändert ist 
(Schmutzwasser) oder das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder 
befestigten Flächen abfließt (Niederschlagswasser). Die Bestimmungen dieser Sat-
zung gelten nicht für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser, ein-
schließlich Jauche und Gülle, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirt-
schaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden; nicht zum Auf-
bringen bestimmt ist insbesondere das menschliche Fäkalabwasser. 
 
Kanäle sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasserkanäle 
einschließlich der  Sonderbauwerke wie z.B. Regenbecken, Pumpwerke, Regenüber-
läufe. 
 
Schmutzwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Schmutzwasser. 
 
Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und Schmutzwasser 
bestimmt. 
 
Regenwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Niederschlagswas-
ser. 
 
Sammelkläranlage ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten 
Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 
Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) im Sinne dieser Satzung ist die Ver-
bindungsleitung vom öffentlichen Abwasserkanal bis zu der Grenze des zu entwäs-
sernden Grundstückes. Bei Hinterliegergrundstücken ist Grundstücksanschluss im 
Sinne dieser Satzung die Verbindungsleitung vom öffentlichen Abwasserkanal bis zu 
der Grenze zwischen dem Vorderliegergrundstück und der Straße. 
 
Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Anlagen zur Abwasserbeseitigung, 
soweit sie nicht Bestandteil einer öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung sind, 
insbesondere die Hausanschlussleitung, Hebeanlagen, Absperrvorrichtungen usw. 
auf dem privaten Grundstück einschließlich Kontrollschacht. 
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Messschacht ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses und für 
die Entnahme von Abwasserproben. 
 
Öffentliche leitungsgebundene Abwasserbeseitigungseinrichtung ist die Zu-
sammenfassung aller sachlichen und personellen Mittel sowie aller Rechte, die von 
der Verwaltungsgemeinschaft zum Zwecke der Abwasserbeseitigung zur Verfügung 
gestellt werden. Hierzu gehören insbesondere das gesamte öffentliche Entwässe-
rungsnetz einschließlich aller technischen Einrichtungen wie 
a) je nach den örtlichen Verhältnissen das Leitungsnetz mit getrennten Leitungen für 

Schmutzwasser und Niederschlagswasser (Trennverfahren) und/oder die ge-
meinsame Leitung für beide Abwasserarten (Mischverfahren), der Grundstücks-
anschluss, Reinigungsschächte, Pumpstationen und Rückhaltebecken, 

b) alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers, wie Kläranlagen, Klärteichanla-
gen und ähnliche Anlagen, die im Eigentum der Verwaltungsgemeinschaft stehen 
oder der Verwaltungsgemeinschaft zur dauernden Nutzung zur Verfügung stehen, 
sowie von Dritten hergestellte und unterhaltene Anlagen, derer sich die Verwal-
tungsgemeinschaft bedient und zu deren Unterhaltung sie beiträgt, 

c)  offene und verrohrte Gräben, Rigolen, Versickerungsmulden oder Versicke-
rungsschächte und vergleichbare Systeme und Wasserläufe, soweit die Gräben 
bzw. Wasserläufe zur Aufnahme der Abwässer dienen und entsprechend den 
Vorschriften des Wasserrechtes zum Bestandteil der öffentlichen Einrichtung(en) 
geworden sind.  

 
 

§4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maß-
gabe dieser Satzung an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen wird. 
Er ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 alles Abwasser in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einzuleiten. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzugsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, 

die durch einen Kanal erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer kann un-
beschadet weitergehender bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht ver-
langen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden. 
Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt die Ver-
waltungsgemeinschaft. 

 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne weiteres von der 
öffentlichen Entwässerungsanlage übernommen werden kann und besser von 
demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt; 

2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhält-
nismäßig hohen Aufwands nicht möglich ist. 

 
(4) Die Verwaltungsgemeinschaft kann den Anschluss und die Benutzung versagen, 

wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur 
das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. Die Verwaltungsgemeinschaft 
kann den Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung und / o-
der die Benutzung der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung ferner versa-
gen, wenn der Anschluss oder die Benutzung durch den Grundstückseigentümer 
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für die Verwaltungsgemeinschaft unzumutbar wäre. Die Benutzung der Einrich-
tung ist insbesondere dann unzumutbar, wenn das Abwasser wegen seiner Art 
und Menge nicht zusammen mit dem in Haushalten anfallenden Abwasser besei-
tigt werden kann, wenn das Abwasser in Art oder Menge die Reinigungsleistung 
der Einrichtung quantitativ oder qualitativ überfordern würde oder wenn eine Ü-
bernahme des Abwassers technisch nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 
möglich wäre. 

 
(5) Unbeschadet des Absatzes 4 besteht ein Benutzungsrecht nicht, soweit eine Ver-

sickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ordnungsge-
mäß möglich ist. Die Verwaltungsgemeinschaft kann hiervon Ausnahmen zulas-
sen oder bestimmen, wenn die Ableitung von Niederschlagswasser aus betriebs-
technischen Gründen erforderlich ist. 

 
 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet nach der Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen, bebaute Grundstücke auf denen Abwasser anfällt an 
die öffentliche Entwässerungsanlage anzuschließen (Anschlusszwang), diese zu 
benutzen und das gesamte auf dem Grundstück anfallende Abwasser der Verwal-
tungsgemeinschaft Walderbach im Rahmen des Art. 41 b Abs. 7 BayWG und der 
Einschränkungen dieser Satzung zu überlassen. Ein Anschlusszwang besteht 
nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 

 
(2) Die Verpflichtung nach § 5 Abs. 1 richtet sich auf den Anschluss an die leitungs-

gebundene Abwasserbeseitigungseinrichtung (d.h. auf Grundstücke, welche durch 
einen Kanal erschlossen werden) und deren Benutzung, soweit die öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtung vor dem Grundstück betriebsbereit vorhanden 
ist. Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, auch unbebaute 
Grundstücke an die öffentliche Entwässerungsanlage anzuschließen, wenn Ab-
wasser anfällt. Ein Anspruch oder eine Pflicht auf den Anschluss an die öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtung oder auf deren Benutzung besteht nicht, soweit 
der Eigentümer eines Grundstücks selbst zur Abwasserbeseitigung verpflichtet ist. 
Soweit keine zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung vor dem 
Grundstück betriebsbereit vorhanden ist, hat sich der Grundstückseigentümer der 
dezentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung anzuschließen und die-
se zu benutzen. Besteht ein Anschluss an die dezentrale öffentliche Abwasserbe-
seitigungseinrichtung, kann die Verwaltungsgemeinschaft den Anschluss an die 
leitungsgebundene Abwasserbeseitigungseinrichtung anordnen, sobald die Vor-
aussetzungen des Abs. 2 Satz 1 nachträglich eintreten. Der Anschluss ist binnen 
drei Monaten nach Zugang der Anordnung vorzunehmen. Werden an einer Er-
schließungsstraße, in die später Entwässerungskanäle eingebaut werden sollen, 
Neubauten errichtet, so sind auf Verlangen der Verwaltungsgemeinschaft Walder-
bach alle Einrichtungen für den künftigen Anschluss an die zentrale Abwasserbe-
seitigungseinrichtung vorzubereiten. 

 
(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benut-

zung Abwasser anfallen kann, dauernd oder vorübergehend vorhanden sind. 
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(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwasserleitung nach 
Menge oder Beschaffenheit zur Folge haben, muss der Anschluss vor dem Beginn 
der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen Fällen ist der Anschluss 
nach schriftlicher Aufforderung durch die Verwaltungsgemeinschaft innerhalb der 
von ihr gesetzten Frist herzustellen. 

 
(5) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen 

sind, ist im Umfang des Benutzungsrechtes alles Abwasser in die öffentliche Ent-
wässerungsanlage einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grund-
stückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen 
der Verwaltungsgemeinschaft die dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 

 
(6) Die Verwaltungsgemeinschaft kann auch, solange sie noch nicht abwasserbesei-

tigungspflichtig ist, den Anschluss eines Grundstücks an die öffentliche Abwasser-
beseitigungseinrichtung anordnen. Der Grundstückseigentümer hat den Anschluss 
innerhalb dreier Monate nach der Erklärung der Verwaltungsgemeinschaft über 
die Ausübung des Anschlusszwangs vorzunehmen. 

 
 

§ 6 
Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang 

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz 
oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen 
Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht 
zumutbar ist und die Befreiung wasserwirtschaftsrechtlich unbedenklich ist. Der 
Antrag ist innerhalb eines Monats nach Aufforderung zum Anschluss bei der Ver-
waltungsgemeinschaft Walderbach zu stellen. Der Antrag auf Befreiung ist unter 
Angabe der Gründe schriftlich bei der Verwaltungsgemeinschaft einzureichen. 
Wird die Befreiung ausgesprochen, besteht für das Grundstück für das häusliche 
Abwasser die Verpflichtung zum Anschluss an die dezentrale Abwasserbeseiti-
gungseinrichtung sowie zu deren Benutzung. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbe-

halt erteilt werden. 
 
 

§ 7 
Sondervereinbarungen 

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder ver-
pflichtet, so kann die Verwaltungsgemeinschaft durch Vereinbarung ein besonde-
res Benutzungsverhältnis begründen. 

 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und 

der Beitrags- und Gebührensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der 
Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 

 
 

§ 8 
Grundstücksanschluss 

(1) Jedes Grundstück muss einen eigenen, unmittelbaren Grundstücksanschluss an 
die öffentliche leitungsgebundene Abwasserbeseitigungseinrichtung haben. Die 
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Grundstücksanschlüsse werden von der Verwaltungsgemeinschaft hergestellt, er-
neuert, angeschafft, verbessert, verändert, beseitigt und unterhalten. Die Verwal-
tungsgemeinschaft kann, soweit die Grundstücksanschlüsse nicht nach §1 Abs. 3 
Bestandteil der Entwässerungsanlage sind, auf Antrag zulassen oder von Amts 
wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer den Grundstücksanschluss 
ganz oder teilweise herstellt, erneuert, anschafft, verbessert, verändert, beseitigt 
und unterhält; die §§ 10 mit 12 gelten entsprechend. 

 
(2) Die Verwaltungsgemeinschaft bestimmt Lage und lichte Weite (Zahl, Art, Nenn-

weite und Führung) der Grundstücksanschlüsse und die Anordnung des Kontroll-
schachtes. Sie bestimmt auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Be-
gründete Wünsche der Grundstückseigentümer werden dabei nach Möglichkeit 
berücksichtigt. Grundsätzlich ist der Kontrollschacht max. einen Meter hinter der 
Grenze auf dem anzuschließenden Grundstück zu errichten. Soll der Grund-
stücksanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich geändert 
werden, so kann die Verwaltungsgemeinschaft verlangen, dass die Kostentragung 
vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt wird. Unter einer nachträgli-
chen Änderung ist auch ein zusätzlicher Grundstücksanschluss zu verstehen.  

 
(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage 

angeschlossen oder anzuschließen ist, muss die Verlegung von Grundstücksan-
schlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und der-
gleichen und von Sonderbauwerken zulassen ferner das Anbringen von Hinweis-
schildern dulden, soweit diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung 
des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind. 

 
(4) Die Verwaltungsgemeinschaft kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer 

Grundstücke an einen gemeinsamen Grundstücksanschluss zulassen. Diese 
Ausnahme setzt voraus, dass die beteiligten Grundstückseigentümer die Verle-
gung, Unterhaltung und Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlagen auf 
dem jeweils fremden Grundstück durch Eintragung einer Baulast oder durch eine 
grundbuchrechtliche Eintragung gesichert haben. 

 
(5) Die Verwaltungsgemeinschaft lässt den Grundstücksanschluss / die Grund-

stücksanschlüsse bis zu max. einem Meter hinter die Grundstücksgrenze verle-
gen. Bei Grundstücken, die über ein anderes Grundstück an die öffentliche Ab-
wasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen werden, gilt als Grundstücksgren-
ze die Grenze zwischen dem anderen Grundstück und der öffentlichen Straße. 

 
(6) Ergeben sich bei der Ausführung des Grundstücksanschlusses unvorhersehbare 

Schwierigkeiten, die auch ein Abweichen von dem genehmigten Plan erfordern 
können, so hat der Grundstückseigentümer den dadurch für die Anpassung sei-
ner Grundstücksentwässerungsanlage entstehenden Aufwand zu tragen. Der 
Grundstückseigentümer kann keine Ansprüche geltend machen für Nachteile, Er-
schwernisse und Aufwand, die durch solche Änderungen des Grundstücksan-
schlusses beim Bau und beim Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage ent-
stehen. 

 
(7) Die Verwaltungsgemeinschaft hat den Grundstücksanschluss zu unterhalten und 

bei Verstopfung zu reinigen. Der Grundstückseigentümer hat die Kosten für die 
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Reinigung des Grundstücksanschlusses zu erstatten, wenn die Reinigung durch 
sein Verschulden erforderlich geworden ist. 

 
 

§ 9 
Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen 
wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit einer Grundstücksentwässe-
rungsanlage zu versehen, die nach den anerkannten Regeln der Technik herzu-
stellen, zu betreiben, zu unterhalten und zu ändern ist. Die Verwaltungsgemein-
schaft entscheidet über die technischen Erfordernisse dieser Grundstücksentwäs-
serungsanlage. Die Entwässerungsanlage auf dem anzuschließenden Grundstück 
ist vom Grundstückseigentümer nach den jeweils geltenden Regeln der Technik, 
insbesondere gem. DIN 1986 und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf ei-
gene Kosten zu errichten und zu betreiben. Die Verfüllung von Rohrgräben hat 
nach dem jeweiligen Stand der Technik, insbesondere nach der DIN 18300 zu er-
folgen. Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach ihrer Abnahme durch 
die Verwaltungsgemeinschaft in Betrieb genommen werden. Bis zur Abnahme 
dürfen Rohrgräben nicht verfüllt werden. Über das Prüfungsergebnis wird ein Ab-
nahmeschein ausgefertigt, soweit das Prüfungsergebnis die Inbetriebnahme der 
Anlage erlaubt. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese inner-
halb der gestellten Frist zu beseitigen. Der Abnahmeschein befreit den Grund-
stückseigentümer nicht von seiner Haftung für den ordnungsgemäßen Zustand der 
Grundstücksentwässerungsanlage. 

 
(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind mit einer Grundstückskläranlage zu 

versehen, wenn das Abwasser keiner Sammelkläranlage zugeführt wird. Die 
Grundstückskläranlage ist auf dem anzuschließenden Grundstück zu erstellen; sie 
ist Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage. Die Grundstücksentwässe-
rungsanlage ist stets in einem einwandfreien und betriebsfähigen Zustand zu er-
halten. Werden Mängel festgestellt, so kann die Verwaltungsgemeinschaft fordern, 
dass die Grundstücksentwässerungsanlage auf Kosten des Grundstückseigentü-
mers in den vorschriftsmäßigen Zustand gebracht wird. Entsprechen vorhandene 
Grundstücksentwässerungsanlagen nicht oder nicht mehr den jeweils geltenden 
Bestimmungen im Sinne des Abs. 1, so hat der Grundstückseigentümer sie ent-
sprechend auf eigene Kosten anzupassen. Die Verwaltungsgemeinschaft kann ei-
ne solche Anpassung verlangen. Sie hat dazu dem Grundstückseigentümer eine 
angemessene Frist zu setzen. Der Grundstückseigentümer ist zur Anpassung der 
Grundstücksentwässerungsanlage auch dann verpflichtet, wenn Änderungen an 
der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung das erforderlich machen. Die 
Anpassungsmaßnahmen bedürfen der Genehmigung durch die Verwaltungsge-
meinschaft. § 10 dieser Satzung ist entsprechend anzuwenden. 

 
(3) Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht vorzuse-

hen. Die Verwaltungsgemeinschaft kann verlangen, dass anstelle oder zusätzlich 
zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist. 

 
(4) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann die Verwaltungsgemein-

schaft vom Grundstückseigentümer den Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage 
zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ord-
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nungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei einer den Regeln der Technik ent-
sprechenden Planung und Ausführung des Kanalsystems nicht möglich ist. 

 
(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz hat sich jeder An-

schlussnehmer selbst zu schützen. Rückstauebene ist die Straßenoberfläche vor 
dem anzuschließenden Grundstück. Unter der Rückstauebene liegende Räume, 
Schächte, Schmutz- und Regenwasserabläufe usw. müssen nach dem jeweiligen 
Stand der Technik gegen Rückstau abgesichert sein. Absperrvorrichtungen sind 
dauernd geschlossen zu halten und dürfen nur bei Bedarf geöffnet werden. Wo die 
Absperrvorrichtungen nicht dauernd geschlossen sein können oder die angren-
zenden Räume unbedingt gegen Rückstau geschützt werden müssen, z.B. Woh-
nungen, gewerbliche Räume, Lagerräume für Lebensmittel oder andere wertvolle 
Güter, ist das Schmutzwasser mit einer automatisch arbeitenden Abwasserhebe-
anlage bis über die Rückstauebene zu heben und dann der öffentlichen zentralen 
Abwasserbeseitigungseinrichtung zuzuführen. 

 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran dürfen nur durch 

fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt werden. 
 
 

§ 10 
Entwässerungsgenehmigung, Entwässerungsantrag, 

Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 
(1) Die Verwaltungsgemeinschaft erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung ei-

ne Genehmigung zum Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrich-
tung und zum Einleiten von Abwasser (Entwässerungsgenehmigung). Änderung 
der Grundstücksentwässerungsanlage, der Entwässerungsgenehmigung zugrun-
de liegenden Abwasserverhältnisse oder des Anschlusses an die Abwasserbesei-
tigungseinrichtung bedürfen ebenfalls einer Entwässerungsgenehmigung. 

 
(2) Entwässerungsgenehmigungen sind vom Grundstückseigentümer zu beantragen 

(Entwässerungsantrag). 
 
(3) Die Verwaltungsgemeinschaft entscheidet, ob und in welcher Weise das Grund-

stück anzuschließen ist. Die Verwaltungsgemeinschaft prüft, ob die beabsichtig-
ten Grundstücksentwässerungsanlagen den Bestimmungen dieser Satzung ent-
sprechen. Ist das der Fall, so erteilt die Verwaltungsgemeinschaft schriftlich ihre 
Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustim-
mungsvermerk zurück. Andernfalls setzt die Verwaltungsgemeinschaft dem Bau-
herrn unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die 
geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. Sie kann Untersuchun-
gen der Abwasserbeschaffenheit sowie Begutachtungen der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen durch Sachverständige verlangen, sofern das zur Entscheidung 
über den Entwässerungsantrag erforderlich erscheint. Die Kosten hat der Grund-
stückseigentümer zu tragen. 

 
(4) Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte erteilt und lässt diese unbe-

rührt. Sie gilt auch für und gegen die Rechtsnachfolger des Grundstückseigentü-
mers. Sie ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die für den Bau oder 
Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage nach anderen Rechtsvorschriften 
erforderlich sein sollten. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere 
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nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zu-
stimmung unberührt. 

 
(5) Die Verwaltungsgemeinschaft kann - abweichend von den Einleitungsbedingun-

gen des § 15 – die Genehmigung unter Bedingungen und Auflagen sowie unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs sowie der nachträglichen Einschränkung oder Än-
derung erteilen. 

 
(6) Die Verwaltungsgemeinschaft kann eine Selbstüberwachung der Grundstücks-

entwässerungsanlage nebst Vorlagepflicht der Untersuchungsergebnisse sowie 
die Duldung und Kostentragung für eine regelmäßige kommunale Überwachung 
festsetzen. 

 
(7) Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit der Herstellung oder 

Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage nur begonnen werden, wenn 
und soweit die Verwaltungsgemeinschaft ihr Einverständnis erteilt hat.  

 
(8) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb zweier Jahre nach ihrer Erteilung mit 

der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage nicht be-
gonnen oder wenn die Ausführung zwei Jahre unterbrochen worden ist. Die Frist 
kann auf Antrag um jeweils höchstens zwei Jahre verlängert werden. 

 
(9) Der Entwässerungsantrag ist bei der Verwaltungsgemeinschaft mit dem Antrag 

auf Baugenehmigung einzureichen, wenn die Entwässerungsgenehmigung wegen 
eines genehmigungspflichtigen Bauvorhabens erforderlich wird. In den Fällen des 
§ 5 Abs. 2 ist der Entwässerungsantrag spätestens einen Monat nach der Auffor-
derung zum Anschluss vorzulegen. Bei allen anderen Vorhaben ist der Entwässe-
rungsantrag einen Monat vor deren geplanten Beginn einzureichen. Bevor die 
Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind der Ver-
waltungsgemeinschaft für den Anschluss an die zentrale Abwasserbeseitigungs-
einrichtung folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 
a) Erläuterungsbericht mit 

• einer Beschreibung des Vorhabens und seiner Nutzung 
• Angaben über die Größe und Befestigungsart der Hofflächen. 

b) Wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder Abwasser, das in seiner Be-
schaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt werden,  
• Beschreibung des gewerblichen Betriebes, dessen Abwasser eingeleitet 

werden soll; 
• Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grundstück, 

wenn deren Abwasser miterfasst werden soll; 
• Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse; 
• die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge nach Art und Umfang der 

Produktion; 
• Höchstzufluss und Beschaffenheit des voraussichtlich zum Einleiten be-

stimmten Abwassers; 
• die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers 

(Kühlung, Reinigung, Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemessungs-
nachweisen. 

c) Bei Grundstücksentwässerungsanlagen mit Vorbehandlungsanlagen Angaben 
über 
• Menge und Beschaffenheit des Abwassers, 
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• Funktionsbeschreibung der Vorbehandlungsanlage, 
• Behandlung und Verbleib von anfallenden Rückständen (z.B. Schlämme, 

Feststoffe, Leichtstoffe), 
• Anfallstelle des Abwassers im Betrieb. 

d) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschließenden Grundstücks 
im Maßstab nicht kleiner als 1 : 500, im Regelfall im Maßstab 1 : 1.000, aus 
denen der Verlauf der Leitungen und im Falle des § 9 Abs. 2 die Grundstücks-
kläranlage ersichtlich sind mit folgenden Angaben: 
• Straße und Hausnummer, 
• Gebäude und befestigte Flächen, 
• Grundstücks- und Eigentumsgrenzen 
• Lage der Haupt -und Anschlusskanäle, 
• Gewässer, soweit vorhanden oder geplant, 
• in der Nähe der Abwasserleitungen vorhandener Baumbestand. 

e) Einen Schnittplan im Maßstab 1 : 100 durch Fall- und Entlüftungsrohre des 
Gebäudes mit den Entwässerungsprojekten. Einen Längsschnitt  durch die 
Grundleitung und durch die Revisionsschächte mit Angaben der Höhenmaße 
des Grundstücks und der Sohlenhöhe im Verhältnis der Straße, bezogen auf 
NN. 

f) Grundrisse des Kellers und der Geschosse im Maßstab 1 : 100, soweit dies 
zur Klarstellung der Grundstücksentwässerungsanlagen erforderlich ist. Die 
Grundrisse müssen insbesondere die Bestimmung der einzelnen Räume und 
sämtliche in Frage kommenden Einläufe sowie die Ableitung unter Angabe der 
lichten Weite und des Materials erkennen lassen, ferner die Entlüftung der Lei-
tungen und die Lage etwaiger Absperrschieber, Rückstauverschlüsse oder 
Hebeanlagen. 

Aus den Plänen muss insbesondere die Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die 
maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, Schäch-
te, höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sein. Soweit nötig, sind die Anga-
ben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, 
Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsich-
tigten Einrichtungen. Schmutzwasserleitungen sind mit ausgezogenen, Nieder-
schlagswasserleitungen mit gestrichelten Linien darzustellen und Mischwasserlei-
tungen strichpunktiert. Später auszuführende Leitungen sind zu punktieren. Fol-
gende Farben sind dabei zu verwenden: 
für vorhandene Anlagen   schwarz, 
für neue Anlagen    rot, 
für abzubrechende Anlagen  gelb. 
Die Pläne haben den bei der Verwaltungsgemeinschaft aufliegenden Planmus-
tern zu entsprechen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und Planfertigern 
zu unterschreiben. Die Verwaltungsgemeinschaft Walderbach kann weitere Un-
terlagen fordern, wenn diese zur Beurteilung der Entwässerungsanlage erforder-
lich sind. 

 
(10) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 9 kann die Verwaltungsgemeinschaft 

Ausnahmen zulassen. 
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§ 11 
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Die Grundstückseigentümer haben der Verwaltungsgemeinschaft den Beginn des 
Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Unterhaltungsarbeiten oder 
des Beseitigens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen und gleichzeitig den Un-
ternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr in Verzug mit den Arbeiten sofort 
begonnen werden, so ist der Beginn innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Die Verwaltungsgemeinschaft ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Alle Lei-

tungen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Verwaltungsgemeinschaft ver-
deckt werden. Andernfalls sind sie auf Anordnung der Verwaltungsgemeinschaft 
freizulegen. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte 

und Werkstoffe bereitzustellen. 
 
(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer angemessenen Frist durch die Grund-

stückseigentümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist der Verwaltungs-
gemeinschaft zur Nachprüfung anzuzeigen. 

 
(5) Die Verwaltungsgemeinschaft kann verlangen, dass die Grundstücksentwässe-

rungsanlagen nur mit ihrer Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die Zu-
stimmung kann insbesondere davon abhängig gemacht werden, dass seitens des 
vom Grundstückseigentümer beauftragten Unternehmers eine Bestätigung über 
die Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit der Anlagen vorgelegt wird. 

 
(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die Prüfung der Grundstücksentwässe-

rungsanlage durch die Verwaltungsgemeinschaft befreien den Grundstückseigen-
tümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und den Planfertiger nicht 
von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Aus-
führung der Anlage. 

 
 

§ 12 
Überwachung 

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft oder Beauftragte sind befugt, die Grundstücksent-
wässerungsanlagen jederzeit zu überprüfen oder Störungen zu beseitigen, Ab-
wasserproben zu entnehmen und Messungen durchzuführen. Dasselbe gilt für die 
Grundstücksanschlüsse und Messschächte, wenn die Verwaltungsgemeinschaft 
sie nicht selbst unterhält. Zu diesem Zweck sind den Beauftragten der Verwal-
tungsgemeinschaft, die sich auf Verlangen auszuweisen haben, ungehindert Zu-
gang zu allen Anlageteilen zu gewähren und die notwendigen Auskünfte zu ertei-
len. Die Grundstückseigentümer werden davon vorher möglichst verständigt; dies 
gilt nicht für Probeentnahmen und Abwassermessungen. Die Verwaltungsge-
meinschaft oder Beauftragte der Verwaltungsgemeinschaft sind berechtigt, not-
wendige Maßnahmen anzuordnen, insbesondere das eingeleitete oder einzulei-
tende Abwasser zu überprüfen und Proben zu entnehmen. Alle Teile der Grund-
stücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Kontroll-
schächte, Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsanlagen müssen 
zugänglich sein. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle zur Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanlage geforderten Auskünfte zu erteilen. 
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(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die von ihm zu unterhaltenden 

Grundstücksentwässerungsanlagen in Abständen von zehn Jahren durch einen 
fachlich geeigneten Unternehmer auf Bauzustand, insbesondere Dichtigkeit und 
Funktionsfähigkeit untersuchen und festgestellte Mängel beseitigen zu lassen. 
Über die durchgeführten Untersuchungen und über die Mängelbeseitigung ist der 
Verwaltungsgemeinschaft eine Bestätigung des damit beauftragten Unternehmers 
vorzulegen. Die Verwaltungsgemeinschaft kann darüber hinaus jederzeit verlan-
gen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen 
Zustand gebracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen 
der öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewässerverunreinigungen aus-
schließt.  

 
(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaf-

fenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann die Verwaltungs-
gemeinschaft den Einbau und den Betrieb von Überwachungseinrichtungen ver-
langen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung in die Sam-
melkanalisation eine Genehmigung nach Art. 41 c des Bayerischen Wassergeset-
zes (BayWG) vorliegt und die danach vorgeschriebenen Überwachungseinrich-
tungen - insbesondere in Vollzug der Eigenüberwachungsverordnung vom 20. 
September 1995 (GVB1. S. 769) in der jeweils geltenden Fassung - eingebaut, be-
trieben und für eine ordnungsgemäße gemeindliche Überwachung zur Verfügung 
gestellt werden. 

 
(4) Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den Grund-

stücksanschlüssen, Messschächten, Grundstücksentwässerungsanlagen, Über-
wachungseinrichtungen und etwaigen Vorbehandlungsanlagen unverzüglich der 
Verwaltungsgemeinschaft anzuzeigen. 

 
(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten auch für die Benutzer der 

Grundstücke. 
 
 

§ 13 
Stillegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück / Altanlagen 

(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Abwasserbeseitigungseinrich-
tung der Beseitigung des auf dem Grundstück anfallenden Abwassers dienten, 
und die nicht als Bestandteil der angeschlossenen Grundstücksentwässerungsan-
lage genehmigt sind, hat der Grundstückseigentümer binnen dreier Monate auf 
seine Kosten so herzurichten, dass sie für die Aufnahme oder Ableitung von Ab-
wasser nicht mehr benutzt werden können. 

 
(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, schließt die Verwaltungsgemein-

schaft den Anschluss. Die Kosten hat der Grundstückseigentümer zu tragen. 
 
(3) Abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind außer Betrieb zu setzen, sobald ein 

Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen ist; das glei-
che gilt für Grundstückskläranlagen, sobald die Abwässer einer ausreichenden 
Sammelkläranlage zugeführt werden. Sonstige Grundstücksentwässerungsein-
richtungen sind, wenn sie den Bestimmungen der §§ 9 - 11 nicht entsprechen, in 
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dem Umfang außer Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück an die Öffentliche 
Entwässerungsanlage anzuschließen ist. 

 
 

§ 14 
Einleiten in die Kanäle 

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur 
Niederschlagswasser eingeleitet werden. 

 
(2) Den Zeitpunkt, vom dem ab in die Kanäle eingeleitet werden kann, bestimmt die 

Verwaltungsgemeinschaft. 
 
 

§ 15 
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 

(1) Für die Benutzung der öffentlichen leitungsgebundenen Abwasserbeseitigungs-
einrichtungen gelten die in den Abs. 2 - 11 geregelten Einleitungsbedingungen. 
Wenn eine Einleitung gemäß Art. 41 c BayWG genehmigt wird, treten die in der 
Genehmigung vorgegebenen Werte an die Stelle der in den nachfolgenden Absät-
zen festgelegten Einleitungsbedingungen. Eine aufgrund des Art. 41 c BayWG er-
teilte Einleitungsgenehmigung ersetzt für ihren Geltungsumfang die Einleitungs-
genehmigung nach dieser Satzung. Der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrich-
tung darf nur Abwasser zugeführt werden. In die öffentliche Entwässerungsanlage 
dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die 
• die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträch-

tigen, 
• die öffentliche Entwässerungsanlage oder die angeschlossenen Grundstücke 

gefährden oder beschädigen (z.B. die Kanalisation verstopfen oder zu Ablage-
rungen führen oder Bau- und Werkstoffe in stärkerem Maße angreifen), 

• den Betrieb der Entwässerungsanlage und die Abwasserreinigung und / oder 
die Schlammbeseitigung erschweren, behindern oder beeinträchtigen (z.B. gif-
tige, übel riechende oder explosive Dämpfe oder Gase bilden) 

• die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung des 
Klärschlamms erschweren oder verhindern oder  

• sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, auswirken. 
 
(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin, Benzol, Öl, Heizöl, 
Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und Fette einschließlich des durch 
diese Stoffe verunreinigten Waschwassers; Säuren und Laugen (zulässiger 
pH-Bereich 6,5 bis 9,0), chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgen, Schwefel-
wasserstoff; Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze; 
Carbide, die Acetylen bilden; ausgesprochen toxische Stoffe; 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente; 
3. radioaktive Stoffe; 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der 

Sammelkläranlage oder des Gewässers führen, Lösemittel, Kaltreiniger, die 
chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder die die Ölabscheidung verhin-
dern; 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase oder 
Dämpfe verbreiten können; 
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6. Grund- und Quellwasser; 
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, 

Kies, Faserstoffe, Borsten, Lederreste, Zement, Kunstharze, Lacke, Latexres-
te, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige und später erhärtende Abfälle sowie Bi-
tumen und Teer und deren Emulsionen, Pappe, Dung, Küchenabfälle, 
Schlachtabfälle, Treber, Hefe, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u.ä. sowie 
flüssige Stoffe, die erhärten; 

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus 
Dunggruben und Tierhaltungen, Mist, Silagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, 
Molke; 

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, 
Räumgut aus Grundstückskläranlagen und Abortgruben unbeschadet kom-
munaler Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme; 

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebig-
keit, Anreicherungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädigen-
den oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie 
Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, Polycyclische A-
romaten, Phenole. 
Ausgenommen sind 
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der 

Menge, wie sie auch im Abwasser aus Haushaltungen üblicherweise an-
zutreffen sind; 

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurück-
gehalten werden können und deren Einleitung die Verwaltungsgemein-
schaft in den Einleitungsbedingungen nach Absatz 3 zugelassen hat; 

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach Art. 41 c des Bayerischen 
Wassergesetzes eingeleitet werden, soweit die Verwaltungsgemeinschaft 
keine Einwendungen erhebt. 

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder vergleichbaren Einrich-
tungen (z.B. Krankenhäuser), wenn es - abgesehen von den übrigen Begren-
zungen des Benutzungsrechts - in der Stichprobe folgende Einleitungswerte 
überschreiten:,  
a) Allgemeine Parameter  

a) Temperatur über 35° C 
b) pH-Wert weniger als 6,5 bzw. 

mehr als 9,5 
c) Absetzbare Stoffe nur soweit eine Schlammab-

scheidung aus Gründen der ordnungsgemä-
ßen Funktionsweise der öffentlichen Abwas-
seranlage erforderlich ist 

1 ml/l, nach 0,5 Std. 
Absetzzeit 

Zur Kontrolle anderer Parameter können auch 
niedrigere Werte festgelegt werden, wie z.B. 0,3 
ml/l für toxische Metallhydroxide. 

 

b) Verseifbare Öle, Fette und Fettsäuren 250 mg/l 
c) Kohlenwasserstoffe  

a) direkt abscheidbar (DIN 38409 Teil 19) DIN 1999 (Abscheider 
für Leichtflüssigkeiten) 
beachten. Entspricht 
bei richtiger Dimensio-
nierung annähernd 150 
mg/l KW. 



b) soweit eine über die Abscheidung von Leicht-
flüssigkeiten hinausgehende Entfernung von 
Kohlenwasserstoffen erforderlich ist: Kohlen-
wasserstoff, gesamt (gem. DIN 38409 Teil 18) 

20  mg/l 

d) Organische halogenfreie Lösemittel mit Wasser 
ganz oder teilweise mischbar und biologisch ab-
baubar: Entsprechend spezieller Festlegung, je-
doch Richtwert auf keinen Fall größer als er der 
Löslichkeit entspricht oder als 5 g/l 

 

e) Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst)  
a) Arsen (As) 1 mg/l 
b) Blei (Pb) 2 mg/l 
c) Cadmium (Cd) 0,5 mg/l 
d) Chrom 6wertig (Cr) 0,5 mg/l 
e) Chrom (Cr) 3 mg/l 
f) Kupfer (Cu) 2 mg/l 
g) Nickel (Ni) 3 mg/l 
h) Quecksilber (Hg) 0,05 mg/l 
i) Selen (Se) 1 mg/l 
j) Zink (Zn) 5 mg/l 
k) Zinn (Sn) 5 mg/l 
l) Cobalt (Co) 5 mg/l 
m) Silber (Ag) 2 mg/l 

f) Anorganische Stoffe (gelöst)  
a) Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak 
(NH -N+NH -N) 4 3

80 mg/l <5000 EG
200 mg/l >5000 EG
 

b) Cyanid, gesamt 20  mg/l 
c) Fluorid (F) 60  mg/l 
d) Nitrit, falls größere Frachten anfallen (NO -N) 2 10 mg/l 
e) Sulfat (SO ) 4 600 mg/l 
f) Phosphorverbindungen (P) 15 mg/l 

g) Organische Stoffe  
a) wasserdampfflüchtige halogenfreie Phenole 
(als C II OII) 6 5

100 mg/l 

b) Farbstoffe Nur in einer so niedri-
gen Konzentration, 
dass der Vorfluter nach 
Einleitung des Ablaufs 
einer mechanisch-
biologischen Kläranla-
ge visuell nicht mehr 
gefärbt erscheint, z.B. 
für roten Farbstoff Ex-
tinktion 0,55 cm-1

h) Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe gemäß 
Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Ab-
wasser und Schlammuntersuchung „Bestimmun-
gen der spontanen Sauerstoffzehrung (G 24)“ 17. 
Lieferung; 1986 

100 mg/l 
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Für vorstehend nicht aufgeführte Stoffe werden die Einleitungswerte im Be-
darfsfall festgesetzt. Abwasser darf ferner nicht eingeleitet werden, wenn 
• zu erwarten ist, dass es auch nach Behandlung in der Sammelkläranlage 

nicht den Mindestanforderungen nach § 7a des Wasserhaushaltsgesetzes 
entsprechen wird,  

• es aufschwimmende Öle und Fette enthält,  
• es als Kühlwasser benutzt worden ist. 
Wird der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung Schmutzwasser von 
gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken oder anderes nicht häusli-
ches Schmutzwasser zugeführt, ist eine qualifizierte Stichprobe vorzusehen. 
Sie umfasst mindestens fünf Stichproben, die in einem Zeitraum von höchs-
tens zwei Stunden im Abstand von nicht weniger als zwei Minuten entnom-
men, gemischt werden. Die Mischprobe ist nicht bei den Parametern Tempe-
ratur und pH-Wert anzuwenden. Dabei sind die vorgenannten Grenzwerte ein-
zuhalten. Der Grenzwert gilt auch als eingehalten, wenn die Ergebnisse der 
letzten fünf im Rahmen der kommunalen Überwachung durchgeführten Über-
prüfungen in vier Fällen diesen Wert nicht überschreiten und kein Ergebnis 
diesen Wert um mehr als 100% übersteigt. Überprüfungen, die länger als drei 
Jahre zurückliegen, bleiben unberücksichtigt. Die zur Ermittlung der physikali-
schen und chemischen Beschaffenheit der Abwässer notwendigen Untersu-
chungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- 
und Schlammuntersuchung in der jeweils gültigen Fassung oder den entspre-
chenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deut-
schen Institut für Normen e. V., Berlin, auszuführen. 

12. nicht neutralisiertes Kondensat aus ölbefeuerten Brennwertkesseln, 
13. nicht neutralisiertes Kondensat aus gasbefeuerten Brennwertkesseln mit 

einer Nennwertleistung über 200 kW. 
Falls Stoffe dieser Art in stark verdünnter Form anfallen und dabei die in Absatz 2 
Nr. 11 genannten Einleitungswerte nicht überschritten werden, gilt das Einlei-
tungsverbot nicht; das Verdünnungs- und Vermischungsverbot des Abs. 10 bleibt 
von dieser Regelung unberührt. 

 
(3) Die Einleitungsbedingungen nach Absatz 2 Nr. 10 Buchst. b) werden gegenüber 

den einzelnen Anschlusspflichtigen oder im Rahmen der Sondervereinbarung fest-
gelegt. 

 
(4) Über Absatz 3 hinaus kann die Verwaltungsgemeinschaft in Einleitungsbedingun-

gen auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge ausschließen 
oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum 
Schutz des Betriebspersonals, der Entwässerungsanlage oder zur Erfüllung der 
für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden Vorschriften ins-
besondere der Bedingungen und Auflagen des der Verwaltungsgemeinschaft er-
teilten wasserrechtlichen Bescheids erforderlich ist. 

 
(5) Die Verwaltungsgemeinschaft kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 

4 neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in die öffentliche Entwässe-
rungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich geändert 
wird oder wenn sich die für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage gel-
tenden Gesetze oder Bescheide ändern. Die Verwaltungsgemeinschaft kann Fris-
ten festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderungen 
notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müssen. 
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(6) Die Verwaltungsgemeinschaft kann die Einleitung von Stoffen im Sinn der Absät-

ze 1 und 2 zulassen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die Stof-
fe ihre gefährdende oder schädigende oder den Betrieb der öffentlichen Entwäs-
serungsanlage erschwerende Wirkung verlieren. In diesem Fall hat er der Verwal-
tungsgemeinschaft eine Beschreibung nebst Plänen in doppelter Fertigung vorzu-
legen. Die Verwaltungsgemeinschaft kann die Einleitung der Stoffe zulassen, er-
forderlichenfalls nach Anhörung der für den Gewässerschutz zuständigen Sach-
verständigen. 

 
(6a) Leitet der Grundstückseigentümer Kondensat aus ölbefeuerten Brennwertan-

lagen oder aus gasbefeuerten Brennwertanlagen über 200 kW in die Entwässe-
rungsanlage ein, ist er verpflichtet, das Kondensat zu neutralisieren und der 
Verwaltungsgemeinschaft über die Funktionsfähigkeit der Neutralisationsanlage 
jährlich eine Bescheinigung des zuständigen Kaminkehrermeisters oder eines 
fachlich geeigneten Unternehmers vorzulegen. 

 
(7) Besondere Vereinbarungen zwischen der Verwaltungsgemeinschaft und einem 

Verpflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinn des Absatzes 1 durch ent-
sprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Entwässerungsanlage ermöglichen, 
bleiben vorbehalten. 

 
(8) Wenn gefährliche oder schädliche Stoffe , insbesondere Stoffe im Sinn des Ab-

satzes 1, in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die öffentliche Ent-
wässerungsanlage gelangen, so hat der verantwortliche Eigentümer sowie bei 
Kenntnis jeder Benutzer der öffentlichen Einrichtung die Verwaltungsgemeinschaft 
sofort zu verständigen. 

 
(9) Niedrigere als die aufgeführten Einleitungswerte und Frachtenbegrenzungen 

können im Einzelfall festgesetzt und die Einhaltung der niedrigeren Einleitungs-
werte kann angeordnet werden, soweit dies nach den Umständen des Falles ge-
boten erscheint, um eine Gefährdung der öffentlichen Abwasserbeseitigungsein-
richtung, die Beeinträchtigung der Benutzbarkeit der Einrichtung oder einer Er-
schwerung der Abwasserbehandlung sowie der landwirtschaftlichen Fäkal- oder 
Klärschlammverwertung zu verhüten. Das Einleiten oder Einbringen von Stoffen, 
die die niedrigeren Einleitungswerte überschreiten, fällt im Geltungsbereich der 
Anordnung unter das Einleitungsverbot nach Absatz 2 Nr. 11. Höhere Einlei-
tungswerte können im Einzelfalle - nur unter Vorbehalt des jederzeitigen Wider-
rufs - zugelassen werden, wenn nach den Besonderheiten des Falles die schädli-
chen Stoffe und Eigenschaften der Abwässer innerhalb dieser Grenzen für die öf-
fentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung vertretbar sind. 

 
(10) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht kommenden Regeln der 

Technik Abwasser zu verdünnen oder zu vermischen, um Einleitungsverbote zu 
umgehen oder die Einleitungswerte zu erreichen. Dies gilt in Bezug auf den Pa-
rameter Temperatur nicht. 

 
(11) Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser nicht den Anforde-

rungen gem. den vorstehenden Regelungen entspricht, kann gefordert werden, 
dass geeignete Vorbehandlungsanlagen und Rückhaltungsmaßnahmen zu erstel-
len sind. 
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(12) Die Verwaltungsgemeinschaft Walderbach kann eine Rückhaltung des Nieder-

schlagswassers auf dem Grundstück fordern, wenn die zulässigen Abflussmen-
gen überschritten werden. 

 
(11) Werden der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung von einem Grund-

stück Stoffe oder Abwässer i. S. d. Abs. 2 unzulässigerweise zugeführt, ist die 
Verwaltungsgemeinschaft berechtigt, auf Kosten des Grundstückseigentümers 
die dadurch entstehenden Schäden der Abwasserbeseitigungseinrichtung zu be-
seitigen, Untersuchungen und Messungen des Abwassers vorzunehmen und 
selbsttätige Messgeräte mit den dafür erforderlichen Kontrollschächten einbauen 
zu lassen. 

 
 

§ 16 
Abscheider 

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten, wie z. B. Benzin, Benzol, Öle oder 
Fette mitabgeschwemmt werden können, sind zur Abscheidung dieser Stoffe aus 
dem Abwasser in die Grundstücksentwässerungsanlagen Abscheider einzuschal-
ten und insoweit ausschließlich diese zu benutzen. Für die Art und den Einbau 
dieser Abscheider sind die jeweils gültigen DIN-Vorschriften einzuhalten. 

 
(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen und bei Bedarf entleert 

werden. Die Verwaltungsgemeinschaft kann den Nachweis der ordnungsgemäßen 
Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos zu entsorgen. 

 
 

§ 17 
Untersuchung des Abwassers 

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft kann über die Art und Menge des eingeleiteten o-
der einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. Bevor erstmalig Abwasser 
eingeleitet oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers geändert wer-
den, ist der Verwaltungsgemeinschaft auf Verlangen nachzuweisen, dass das Ab-
wasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des § 15 fallen. 

 
(2) Die Verwaltungsgemeinschaft kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch perio-

disch auf Kosten des Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Auf die Über-
wachung wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung in die Sammelkana-
lisation eine Genehmigung nach Art. 41 c BayWG vorliegt und die dafür vorge-
schriebenen Untersuchungen, insbesondere nach der Eigenüberwachungsverord-
nung in der jeweils geltenden Fassung, ordnungsgemäß durchgeführt und der 
Verwaltungsgemeinschaft vorgelegt werden. Die Verwaltungsgemeinschaft kann 
verlangen, dass die nach § 12 Abs. 3 eingebauten Überwachungseinrichtungen 
ordnungsgemäß betrieben und die Messergebnisse vorgelegt werden. 

 
(3) Die Beauftragten der Verwaltungsgemeinschaft und die Bediensteten der für 

die Gewässeraufsicht zuständigen Behörden können zur Überwachung der 
Pflichten, die sich nach dieser Satzung und den Gesetzen ergeben, zu ange-
messener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnun-
gen und Wohnräume im erforderlichen Umfang betreten, wenn dies zur Durch-
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führung der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Maßnahmen erforderlich 
ist.  

 
 

§ 18 
Haftung 

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft haftet unbeschadet Abs. 2 nicht für Schäden, die 
auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ordnungsgemäßer Pla-
nung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungseinrichtung nicht vermei-
den lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch für Schäden, die durch Rückstau her-
vorgerufen werden. 

 
(2) Bei Überschwemmungsschäden als Folge von 

a) Rückstau in der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung, z.B. 
bei Hochwasser, Wolkenbrüchen, Frostschäden oder Schneeschmelze; 

b) Betriebsstörungen, z. B. Ausfall eines Pumpwerkes; 
c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z.B. bei Kanalbruch oder Verstop-

fung; 
d) zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung, z.B. 

bei Reinigungsarbeiten im Straßenkanal oder Ausführungen von Anschluss-
arbeiten, 

hat der Grundstückseigentümer einen Anspruch auf Schadenersatz nur, soweit 
die eingetretenen Schäden von der Verwaltungsgemeinschaft schuldhaft verur-
sacht worden sind. Die Verwaltungsgemeinschaft haftet nicht bei Schäden durch 
fehlende oder mangelhafte Sicherung des Grundstücks gegen Rückstau. Treten 
durch fehlende oder mangelhafte Sicherung des Grundstücks gegen Rückstau 
Schäden bei einem Dritten ein, so hat der betreffende Grundstückseigentümer die 
Verwaltungsgemeinschaft von etwaigen Ersatzansprüchen freizustellen, die der 
Dritte gegen sie geltend macht. 

 
(3) Die Verwaltungsgemeinschaft haftet für Schäden, die sich aus dem Benützen der 

Öffentlichen Entwässerungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Person, deren 
sich die Verwaltungsgemeinschaft zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient, 
Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 
(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße 

Benutzung der öffentlichen Entwässerungsanlage einschließlich des Grund-
stücksanschlusses zu sorgen. 

 
(5) Für Schäden und Mehraufwendungen, die durch satzungswidrige Benutzung oder 

satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der Verursacher. Dies gilt insbeson-
dere, wenn entgegen dieser Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe in 
die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung eingeleitet werden. Ferner hat 
der Verursacher die Verwaltungsgemeinschaft von allen Ersatzansprüchen frei-
zustellen, die andere deswegen bei ihr geltend machen. 

 
(6) Der Grundstückseigentümer haftet für alle Schäden und Nachteile, die der Ver-

waltungsgemeinschaft durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwäs-
serungsanlage oder des Grundstückanschlusses verursacht werden, soweit die-
ser nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu erneuern, zu ändern 
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und zu unterhalten ist, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemä-
ßes Bedienen entstehen. 

 
(7) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen dieser Satzung die Erhö-

hung der Abwasserabgabe (§ 9 Abs. 5 AbwAG) verursacht, hat der Verwaltungs-
gemeinschaft den erhöhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten. 

 
(8) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 19 
Grundstücksbenutzung 

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen ein-
schließlich Zubehör zur Ableitung von Abwasser über sein im Entsorgungsgebiet 
liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulas-
sen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung er-
forderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die öffentliche Ent-
wässerungsanlage angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer 
im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum An-
schluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit 
der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Ver-
pflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer 
in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtig-

ten Inanspruchnahme seines Grundstücks zu benachrichtigen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, 

wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten 
der Verlegung hat die Verwaltungsgemeinschaft zu tragen, soweit die Einrichtung 
nicht ausschließlich der Entsorgung des Grundstücks dient. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflä-

chen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentli-
chen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 

 
 

§ 20 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geldbuße belegt wer-
den, wer vorsätzlich 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhan-

delt, 
2. eine der in § 10 Abs. 9, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 4 und 5 und § 17 Abs. 1 festge-

legten Melde-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten verletzt, 
3. entgegen § 10 Abs. 4 vor Zustimmung der Verwaltungsgemeinschaft mit der 

Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt, 
4. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 Abwässer oder sonstige Stoffe in 

die öffentlich Entwässerungsanlage einleitet oder einbringt.  
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 2.500,00 Euro geahndet 
werden. 

 
 

§ 21 
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung beste-
henden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines 

Duldens oder Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungs-
zustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 
 

§ 22 
Beiträge und Gebühren 

(1) Für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung und die Benutzung 
der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen werden nach besonderen 
Rechtsvorschriften Beiträge und Gebühren erhoben und Erstattungsbeträge ge-
fordert. 

 
(2) Für die Genehmigung von Grundstücksentwässerungsanlagen werden Verwal-

tungsgebühren nach der Satzung der Verwaltungsgemeinschaft Walderbach 
über die Erhebung von Verwaltungsgebühren in der jeweils gültigen Fassung 
erhoben. 

 
 

§ 23 
Datenschutz 

(1) Zur Ermittlung der Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten nach die-
ser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personen- und grundstücksbe-
zogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 
24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Verwaltungsgemeinschaft bekannt ge-
worden sind sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren Bauauf-
sichtsbehörde und des Katasteramtes durch die Verwaltungsgemeinschaft zuläs-
sig. Die Verwaltungsgemeinschaft darf sich diese Daten von den genannten Äm-
tern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Ermittlung der An-
schlussberechtigten und Anschlussverpflichteten nach dieser Satzung weiterver-
arbeiten. 

 
(2) Die Verwaltungsgemeinschaft ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der An-

schlussberechtigten und Anschlussverpflichteten und von nach dem Absatz 1 an-
fallenden Daten ein Verzeichnis der Anschlussberechtigten und Anschlussver-
pflichteten mit den für die Aufgaben nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu 
führen und diese Daten zum Zwecke der Ermittlung der Anschlussberechtigten 
und Anschlussverpflichteten nach dieser Satzung sowie zum Aufbau einer ... (z.B. 
Anlagenmängeldatei / Schadensdatei etc.) zu verwenden und weiterzuverarbei-
ten. 

 
 
 



§ 24 
Maßnahmen an öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen 

Öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtungen dürfen nur von Beauftragten der 
Verwaltungsgemeinschaft oder mit Zustimmung der Verwaltungsgemeinschaft betre-
ten werden. Eingriffe in öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtungen sind unzuläs-
sig. 
 
 

§ 25 
Vorhaben sonstiger juristischer Personen des öffentlichen Rechts 

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für Vorhaben des Bundes, des Lan-
des, des Kreises sowie sonstiger juristischer Personen des öffentlichen Rechts, so-
weit gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen. 
 
 

§ 26 
Befreiungen 

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft kann von den Bestimmungen in § 15 – sofern sie 
keine Ausnahmen vorsehen – Befreiung erteilen, wenn die Durchführung dieser 
Bestimmungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen 
würde und die Befreiung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

 
(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet oder unter 

dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs erteilt werden. 
 
 

§ 27 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2007 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Entwässerungssatzung vom 01. Juli 1991 außer Kraft. 
 
 
Walderbach, 14. Dezember 2006 
Verwaltungsgemeinschaft Walderbach 

 
Hierl 
1. Vorsitzender  
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Verwaltungsgemeinschaft Walderbach 
Franz-Xaver-Witt-Straße 4 
93194 Walderbach  
 
 

Bekanntmachung 
der  

Verwaltungsgemeinschaft Walderbach  
 

 
Entwässerungssatzung  

der Verwaltungsgemeinschaft Walderbach 
 

Vom 14. Dezember 2006 
 

Die Gemeinschaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft Walderbach hat in 
der Sitzung vom 11. Dezember 2006 die Entwässerungssatzung der Verwaltungs-
gemeinschaft Walderbach beschlossen.  
 
Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2007 in Kraft. 
 
Die Satzung liegt ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung in den Amtsräumen 
der Verwaltungsgemeinschaft Walderbach, Franz-Xaver-Witt-Str. 4, 93194 Walder-
bach während der allgemeinen Dienststunden (Montag bis Freitag von 07.30 Uhr bis 
12.00 Uhr sowie Donnerstag von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr) und zusätzlich in der Ge-
meindekanzlei Reichenbach, Pfisterstraße 12, 93189 Reichenbach während der 
Amtsstunden öffentlich auf und kann dort von jedermann eingesehen werden.  
 
 
 
Walderbach, 14. Dezember 2006 
Verwaltungsgemeinschaft Walderbach 

 
Hierl 
1. Vorsitzender   
 

Bekanntmachungsnachweis:  
Ausgehängt am: 14. Dezember 2006 
Abzunehmen am: 16. Januar 2007 
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